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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 13 R 343/13 B 
 
L 13 R 4020/10 (LSG Baden-Württemberg) 
S 24 R 2919/08 (SG Stuttgart) 
 
 
 
…………………., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und  
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14-28, 44789 Bochum, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. Januar 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l ,    den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n   

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung 

der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 2. Juli 2013 

Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im oben bezeich-

neten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger hat gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG Baden-Württemberg 

vom 2.7.2013 mit Schreiben vom 23.9.2013, das am 24.9.2013 beim BSG eingegangen ist, 

Beschwerde eingelegt. Mit weiterem Schreiben vom 7.10.2013 hat er die Bewilligung von Pro-

zesskostenhilfe (PKH) beantragt. Das ausgefüllte Formular über die "Erklärung über die persön-

lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse", das der Kläger am 22.10.2013 unterschrieben hat, ist 

am 24.10.2013 beim BSG eingegangen. 

 

 

II 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im Ur-

teil des LSG PKH zu bewilligen, ist abzulehnen. Hier fehlt es - auch wenn anzunehmen ist, dass 

der Kläger ohne Verschulden daran gehindert war, die Erklärung über die persönlichen und 

wirtschaftlichen Verhältnisse rechtzeitig vorzulegen (vgl BSG SozR 4-1500 § 66 Nr 1 

RdNr 14) - an den wirtschaftlichen Voraussetzungen. 

 

Nach § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 ZPO ist einer Partei, die nach ihren persönlichen und 

wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung nicht, nur zum Teil oder nur in 

Raten aufbringen kann, PKH zu bewilligen, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung (hier: 

formgerechte Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision) hinreichende Aussicht auf 

Erfolg bietet. Gemäß § 115 Abs 1 und 3 ZPO hat die Partei ihr verfügbares Einkommen und 

Vermögen einzusetzen. 

 

Die voraussichtlichen Verfahrenskosten (Kosten eines Rechtsanwalts) betragen 595 Euro. Nach 

Nr 3512 des Vergütungsverzeichnisses zum Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (Anlage 1 zu § 2 

Abs 2 RVG) erhält ein Rechtsanwalt im Verfahren über die Beschwerde gegen die Nichtzulas-

sung der Revision vor dem BSG eine Gebühr, die zwischen 80 Euro und 880 Euro liegt. Inner-

halb dieser Rahmengebühr bestimmt der Rechtsanwalt im Einzelfall unter Berücksichtigung aller 

Umstände, insbesondere der Bedeutung der Angelegenheit, des Umfangs und der Schwierigkeit 

der anwaltlichen Tätigkeit sowie der Vermögens- und Einkommensverhältnisse des Auftragge-

bers seine Gebühr nach billigem Ermessen (§ 14 RVG). Bei einem Verfahren durchschnittlichen 

Umfangs und Schwierigkeitsgrades wird im Allgemeinen von der "Mittelgebühr" ausgegangen, 

die im Beschwerdeverfahren einschließlich Auslagen und Mehrwertsteuer 595 Euro beträgt. 

 

………………………………………………………………………………………………………………. 
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Da dem Kläger PKH nicht zusteht, entfällt zugleich die Beiordnung eines Rechtsanwalts im 

Rahmen der PKH (§ 121 Abs 1 ZPO). 

 

Die von dem Kläger persönlich erhobene Beschwerde ist bereits deshalb unzulässig, weil sie 

nicht von einem gemäß § 73 Abs 4 SGG zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegt wor-

den ist. Schon die Beschwerdeschrift muss von einem nach dieser Vorschrift zugelassenen 

Prozessbevollmächtigten unterzeichnet sein. Hierauf ist der Kläger in der Rechtsmittelbelehrung 

der angefochtenen Berufungsentscheidung hingewiesen worden. 

 

Die Verwerfung der unzulässigen Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm 

§ 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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